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   Sommersemester 2016
Lösung 1. Fall
Diese Skizze ist ein Vorschlag und keine zwingende Vorgabe. Andere vertretbare und schlüssig begründete Lösungen sind nicht ausgeschlossen, sofern sie nachvollziehbar begründet sind.
I. Strafbarkeit gem. § 223 Abs. 1 (StGB)* – Körperverletzung gegenüber G
A könnte sich dadurch, dass er das Pfefferspray gegen G einsetzte und dieser dadurch für einige Minuten seine stark brennenden Augen nicht öffnen konnte, wegen einer Körperverletzung gem. § 223 Abs. 1 strafbar gemacht haben.

(Man macht sich wegen [einer] Körperverletzung strafbar, aber einer Körperverletzung schuldig (vgl. Schuldspruch im Urteil). Gefragt ist aber nach der Strafbarkeit. Möglich ist auch die Formulierung: „Indem A …, könnte er …“ bzw. in der „Wenn … dann“-Konstruktion [Ausführungen in der Übung].
1. Tatbestand
a) Objektiver Tatbestand

A könnte G körperlich misshandelt haben. Dies ist ein unangemessenes, übles Behandeln, das das körperliche Wohlbefinden nicht unerheblich beeinträchtigt.
 Durch den Einsatz des Pfeffersprays, schmerzten G die Augen so schwer, dass er diese für einige Minuten nicht öffnen konnte. Somit hat A das körperliche Wohlbefinden des G nicht nur unerheblich beeinträchtigt. A hat G folglich körperlich misshandelt. (Zeitformen: Vergangenheit: Perfekt oder Präteritum/Imperfekt).
Zugleich könnte A den G auch an der Gesundheit geschädigt haben. Eine Gesundheitsschädigung ist gegeben, wenn ein pathologischer Zustand hervorgerufen, aufrechterhalten oder gesteigert wird.
 Der Einsatz eines Pfeffersprays führt in der Regel zu nicht nur unerheblichen Haut- und Schleimhautreizungen bzw. -entzündungen und so zu Beeinträchtigungen der Atemwege. Der Reizstoff im Pfefferspray ruft also einen pathologischen Zustand hervor. Daher ist auch das Tatbestandsmerkmal der Gesundheitsschädigung erfüllt. Nach allem ist der objektive Tatbestand des § 223 Abs. 1 gegeben.

Zu beachten ist: Bei § 223 genügt es, eine Tatbestandsalternative zu erfüllen. Hat man die körperliche Misshandlung festgestellt, wäre es falsch zu schreiben, A müsse „auch“ oder „darüber hinaus“ die Gesundheit geschädigt haben. Und: pathologisch heißt krankhaft; es genügt, eines der Wörter zu verwenden.
Da hier eine Rechtfertigung der Handlung des A in Betracht kommt, ist die Prüfung von Qualifikationen nicht notwendig. Es reicht daher aus und entspricht einer zutreffenden Schwerpunktsetzung, wenn nur der Grundtatbestand geprüft wird. Es ist aber nicht falsch, § 224 zu prüfen.)

Sollte § 224 StGB dennoch geprüft werden, gilt folgendes:

Gem. § 224 Abs. 1 Nr. 2 müsste A diese Körperverletzung mittels einer Waffe oder eines gefährlichen Werkzeuges begangen haben. Gefährliches ist ein Werkzeug, wenn es nach seiner objektiven Beschaffenheit und nach der Art seiner Verwendung im Einzelfall geeignet ist, erhebliche Verletzungen hervorzurufen.
 Wie bereits ausgeführt, führt der Einsatz eines Pfeffersprays in der Regel zu nicht nur unerheblichen Haut- und Schleimhautreizungen und -entzündungen und Beeinträchtigungen der Atemwege. Mithin handelt es sich bei dem Pfefferspray um ein gefährliches Werkzeug.

Fraglich ist, ob dieses gefährliche Werkzeug zugleich Waffe i.S.d. Nr. 2 Alt. 1 ist. Eine Waffe ist jeder Gegenstand, der geeignet und bestimmt ist, erhebliche Verletzungen von Menschen zu verursachen.
 Dieser Begriff entspricht auch § 1 Abs. 2 Nr. 2. WaffG. So wäre z. B. ein Messer dann eine Waffe, wenn es nach seiner konkreten Bauart zum Einsatz als Verletzungsmittel bestimmt ist. Ein Pfefferspray hat lediglich eine Funktion: als Verteidigungsmittel eingesetzt zu werden. Für diesen Zweck wird es hergestellt, gekauft und bei sich geführt. Das Pfefferspray ist also auch eine Waffe.
(Eine andere Ansicht ist mit der Argumentation vertretbar, dass das Pfefferspray lediglich zur Verteidigung gegen Tiere gekauft und mitgeführt wird. Besonders aufmerksame Bearbeiter prüfen hier zusätzlich die Nr. 1 Alt. 2. Dabei kommt es für eine Bejahung darauf an, ob man der Ansicht in der Literatur folgt und eine Erheblichkeit verlangt oder nicht. In jedem Fall ist jedoch positiv zu bewerten, dass der Bearbeiter eine mögliche Einschlägigkeit der Nr. 1 Alt. 2 gesehen hat.)
b) Subjektiver Tatbestand

Der subjektive Tatbestand erfordert Vorsatz. Vorsatz ist das Wissen und Wollen der Verwirklichung des objektiven Tatbestandes.
 A hat als sicher vorausgesehen, dass das Pfefferspray G treffen und erheblich verletzen wird. Er wollte G auch treffen, um dessen Aggressionen zu stoppen. Er hat daher die Tatbestandsmerkmale des § 223 Abs. 1 (sofern geprüft auch § 224 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1) wissentlich und willentlich verwirklicht, also vorsätzlich gehandelt.

(Entscheidend ist in der Vorsatzprüfung, dass Wissen und Wollen auf die Merkmale des objektiven Tatbestandes bezogen sind; das muss zum Ausdruck kommen. Niemals: „Er wusste, was er tat und wollte es auch.“ Oder: „Er wusste und wollte verletzten.“ Man hat auch nicht „Vorsatz auf“. Erörterungen zu den Motiven der Tat gehören nur in die Vorsatzprüfung, wenn sich der Vorsatz anders nicht belegen lässt.)
2. Rechtswidrigkeit
Die Handlung des A wäre dann nicht rechtswidrig, wenn ein Rechtfertigungsgrund eingreift. In Betracht kommt hier eine Rechtfertigung der Verletzung des G wegen Notwehr gem. § 32.
a) Notwehrlage

Diese setzt (überflüssig: „zunächst“), wie sich aus der Legaldefinition des § 32 Abs. 2 ergibt, einen gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff voraus.

(Systematik: 1. Angriff, 2. Eigenschaften des Angriffs)
aa) Angriff

Ein Angriff ist jede von einem Menschen ausgehende Bedrohung eines durch die Rechtsordnung geschützten Gutes oder Interesses.
 G bedrohte mit dem Stock die Gesundheit und körperliche Integrität des A. Ein Angriff des G auf A lag demnach vor.

bb) Gegenwärtigkeit des Angriffs

Der Angriff müsste gegenwärtig gewesen sein. Gegenwärtig ist ein Angriff, der unmittelbar bevorsteht, bereits begonnen hat oder noch andauert.
 G hatte den Stock bereits erhoben, um damit auf A loszugehen. Somit stand sein Angriff unmittelbar bevor, er war also gegenwärtig.

cc) Rechtswidrigkeit des Angriffs

(„Schließlich“ – m. E. auch entbehrlich – „müsste …“) Der Angriff müsste rechtswidrig gewesen sein. Rechtswidrig ist jeder Angriff, der objektiv die Rechtsordnung verletzt, d. h. die Handlung des Angreifers darf nicht durch einen Erlaubnissatz gedeckt sein.
 Zwar handelte G, weil er über das Hundegebell und die unzähligen Hundehaufen erbost war, jedoch berechtigte das – ebenso wenig wie der Wortwechsel zwischen ihm und A – nicht zu einem solchen Handeln. Deshalb ging von G ein gegenwärtiger rechtswidriger Angriff aus.

A befand sich demnach in einer Notwehrlage.

b) Notwehrhandlung

Gegen einen solchen Angriff ist gem. § 32 Abs. 2 nur eine objektiv erforderliche und normativ gebotene Verteidigungshandlung erlaubt.
aa) Erforderlichkeit

Erforderlich ist eine Verteidigungshandlung, wenn dem Angegriffenen zur Abwehr kein anderes, gleichermaßen geeignetes, aber den Angreifer weniger hart treffendes Mittel zur Verfügung steht.
 Jedoch muss der Verteidigende das mildere Mittel nicht anwenden, wenn dieses weniger Sicherheit hinsichtlich einer erfolgreichen Abwehr des Angriffes bietet.
 Die Erforderlichkeit der Abwehr ist objektiv und ex ante zu beurteilen, d. h. so wie ein besonnener Dritter in der Situation des Angegriffenen die Lage beurteilt hätte.

(Nicht: „Im vorliegenden Fall könnte man … “ oder „Vorliegend könnte man …“oder „Hier“ – denn: Wo sonst? – sondern:) Man könnte überlegen, ob es genügt hätte, den Gebrauch des Pfeffersprays nur anzudrohen oder die Abwehr auf Faustschläge zu beschränken, um den Angriff abzuwehren. Dagegen spricht, dass G mit einem Stock bewaffnet war und zudem als Gewichtheber über erhebliche körperliche Kraft verfügte. Um nicht verletzt zu werden, musste A ihn auf Distanz halten. Dies ließ sich nur durch den Einsatz des Pfeffersprays erreichen. Eine bloße Drohung mit diesem oder eine Beschränkung auf Faustschläge hätte weniger Sicherheit geboten, den Angriff des G zu stoppen. Letztere Möglichkeiten wären daher nicht in gleichem Maße geeignet gewesen, den von G ausgehenden Angriff abzuwehren. Die von A gewählte Verteidigung war damit erforderlich.

bb) Gebotenheit

Das Notwehrrecht könnte jedoch normativ nicht geboten sein, wenn A die Notwehrsituation missbräuchlich provoziert hätte. Der Umstand, dass der Hund L des B den G durch sein Gebell gestört hat, stellt keine schuldhafte Provokation des A dar, sodass eine Einschränkung des Notwehrrechts unter Missbrauchsgesichtspunkten ausscheidet. Die Notwehrhandlung war somit auch geboten.

c) Verteidigungswille

Die h. M. in Rechtsprechung und Lehre
 verlangt als subjektives Rechtfertigungselement den Verteidigungswillen. Entscheidend ist, dass der Verteidigende in Kenntnis der Notwehrlage von dem ihm zustehenden Notwehrrecht Gebrauch macht
. A hat gehandelt, um die drohende Verletzung durch G abzuwenden. Er war sich der Notwehrlage bewusst und handelte demnach mit dem erforderlichen Verteidigungswillen.

Die Gegenmeinung
 hält den Verteidigungswillen als subjektives Rechtfertigungselement für entbehrlich. Danach kommt es allein auf das Vorliegen einer objektiven Notwehrlage an. Der Wille des Handelnden indessen soll unerheblich sein. Die Ansicht bestreitet jedoch nicht, dass auch bei vorhandenem Verteidigungswillen ein straftatbestandsmäßiges Verhalten gerechtfertigt und straflos ist. Nach dieser Ansicht hätte A also selbst dann ein Notwehrrecht gehabt, wenn er von dessen Voraussetzungen gar nichts gewusst hätte.

Da beide Ansichten zum gleichen Ergebnis gelangen, ist die Frage der Notwendigkeit eines Verteidigungswillens nicht entscheidungserheblich (und daher nicht zu erörtern, selbst wenn Ihnen viele schöne Argumente einfallen.). Das Handeln des A war nach § 32 gerechtfertigt.

(Ein schwerer Fehler wäre es, jetzt etwas zur Schuld zu schreiben. Noch schwerer wäre der Fehler, die Schuld auch noch zu bejahen z. B. m. Argumenten, die denen in der Rechtfertigungsprüfung widersprechen.)

3. Ergebnis
A hat sich nicht wegen einer Körperverletzung gem. § 223 Abs. 1 gegenüber A strafbar gemacht.
II. Strafbarkeit gem. § 223 Abs. 1 – Körperverletzung an B
Dadurch, dass A mit dem Pfefferspray auch B getroffen hat, könnte er sich wegen einer Körperverletzung gem. § 223 Abs. 1 strafbar gemacht haben.

1. Tatbestand
a) Objektiver Tatbestand

Dazu müsste A den B körperlich misshandelt oder an seiner Gesundheit geschädigt haben. A traf B mit dem Pfefferspray. Dadurch erlitt B brennende Augen. Sein körperliches Wohlbefinden wurde somit nicht nur unerheblich beeinträchtigt. Folglich hat A den B körperlich misshandelt. Die Reizung der Augen ist zugleich ein pathologischer Zustand, sodass eine Gesundheitsschädigung ebenso gegeben ist. Diese Verletzungen rief A mittels einer Waffe hervor. Der objektive Tatbestand ist damit erfüllt.

b) Subjektiver Tatbestand

A müsste weiterhin vorsätzlich gehandelt haben. A hat die tatbestandsmäßige Verletzung des B als nicht vermeidbar vorhergesehen. Die Wissenskomponente des Vorsatzes ist daher zu bejahen. Fraglich könnte aber sein, ob auch die Willenskomponente des Vorsatzes erfüllt ist, zumal A eine Verletzung seines Freundes B sicherlich unerwünscht war. Der Eintritt unbeabsichtigter Nebenfolgen ist aber letztlich nicht ausschlaggebend, um den Vorsatz des Täters in Frage zu stellen. Einen Erfolg, den man als sichere Folge (auch als bloße Nebenfolge) seines Handelns voraussieht, will man auch verwirklichen (dolus directus 2. Grades). Auf eine kaum bestehende Chance des Ausbleibens des Erfolges kann man sich dann nicht berufen.
 Der subjektive Tatbestand ist damit erfüllt.

2. Rechtswidrigkeit

Fraglich ist, ob das Handeln des A auch rechtswidrig war.

a) Notwehr

Da A von G angegriffen wurde, könnte er durch Notwehr gem. § 32 gerechtfertigt sein. Eine Rechtfertigung durch Notwehr kommt aber nur dann in Betracht, wenn sich die Verteidigungshandlung gegen den Angreifer richtet.
 Die Notwehrhandlung soll die Rechtsordnung durch die Abwehr unrechtmäßiger Angriffe wiederherstellen und beschränkt sich demnach auf die Rechtfertigung tatbestandsmäßiger Verletzungen des Angreifers und seiner Rechtsgüter. Aus diesem Grund wird die Verletzung unbeteiligter Dritter gerade nicht durch Notwehr gedeckt.
 B war aber nicht Angreifer, sondern unbeteiligter Dritter. Die Verletzung des B war damit nicht durch Notwehr gerechtfertigt.

b) Notstand

Es könnte aber § 34 eingreifen. (Andere Formulierung: A könnte durch Notstand gem. § 34 gerechtfertigt sein.)
aa) Notstandslage
Voraussetzung ist das Bestehen einer gegenwärtigen Gefahr für ein beliebiges Rechtsgut (Notstandslage). Gefahr ist ein durch eine beliebige Ursache eingetretener ungewöhnlicher Zustand, in dem nach den konkreten Umständen der Eintritt eines Schadens wahrscheinlich ist.
 A wurde von G mit einem Stock bedroht. Damit war eine Verletzung von Leib und Gesundheit des A wahrscheinlich. Mithin bestand eine Gefahr für Rechtsgüter des A. Diese war entsprechend den oben festgestellten Grundsätzen auch gegenwärtig.

bb) Notstandshandlung
Die gegenwärtige Gefahr dürfte für A nicht anders abwendbar gewesen sein als durch seine Handlung. Darüber hinaus müssten die Interessen des A die des B wesentlich überwiegen.

(1) Erforderlichkeit

Die Gefahr dürfte nicht anders abwendbar gewesen sein. D. h., es dürften keine anderen Mittel als der Einsatz des Pfeffersprays in Betracht gekommen sei, um die von G ausgehende Gefahr abzuwenden. Wie die Prüfung im Rahmen des § 32 gegenüber G gezeigt hat, standen A andere wirksame Verteidigungsmittel nicht zur Verfügung. Der Notstandstäter muss aber, anders als der in Notwehr Handelnde, dem Angriff ausweichen, wenn ihm dies möglich ist und ihn aus der Gefahrenzone bringt.
 A versuchte vor dem Einsatz des Pfeffersprays, dem G räumlich auszuweichen. Jedoch war ihm G derart körperlich überlegen, dass A erkannte, ihm würde es nicht gelingen auszuweichen. Erst dann entschied er sich, das Pfefferspray einzusetzen. Der Gebrauch des Pfeffersprays war daher die einzige Möglichkeit, um die von G ausgehende Gefahr abzuwenden.

(2) Interessenabwägung

Schließlich verlangt § 34, dass das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt (Ein Interesse überwiegt das andere, nicht dem anderen o. ä.!). Der bedrohten körperlichen Unversehrtheit des A steht die in der Augenreizung liegende Verletzung des B gegenüber. Selbst wenn berücksichtigt wird, dass A durch den mit dem Stock bewaffneten G eine schwerwiegende Verletzung drohte, ist in beiden Fällen dasselbe Rechtsgut betroffen. Damit überwiegt das geschützte Interesse des A das beeinträchtigte Interesse des B nicht wesentlich. Die Verletzung des B ist damit nicht durch Notstand gem. § 34 gerechtfertigt.
Da weitere Rechtfertigungsgründe nicht in Betracht kommen, ist die Handlung des A rechtswidrig.

3. Schuld
A könnte aber aufgrund eines entschuldigenden Notstands gem. § 35 entschuldigt sein. 

a) Gegenwärtige, nicht anders abwendbare Gefahr

A hat in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für seine körperliche Unversehrtheit eine rechtswidrige Tat begangen, um diese Gefahr von sich abzuwenden. 

b) Zumutbarkeit

Die Tat ist aber unter Einbeziehung von § 35 Abs. 1 Satz 2 nur dann entschuldigt, wenn A nicht zugemutet werden konnte, die Gefahr hinzunehmen. Das wäre dann nicht der Fall, wenn A die Gefahr gem. § 35 Abs. 1 Satz 2 selbst verursacht hat. Ohne das Bellen des L wäre G nicht aggressiv geworden. Damit war A – auch wenn der nicht Eigentümer des Hundes war – auch ursächlich für das Verhalten des G. Die bloße Kausalität als solche kann jedoch nicht zum Ausschluss der Notstandsbefugnis gem. 35 Abs. 1 Satz 1 führen.
 Voraussetzung ist vielmehr, dass das vorangegangene Verhalten die Notstandslage verschuldet hat.
 Dass L durch lautes Gebell auf sich aufmerksam macht, ist zumindest rechtlich nicht missbilligenswert. Zudem sind auch keine Umstände ersichtlich, welche die Gefahr eines solchen Angriffes nahe legten. Maßgebend war allein das unbeherrschte Verhalten des G. Mithin hat A die Gefahr nicht verursacht, sodass ein Ausschluss des entschuldigenden Notstands unter dem Aspekt der Zumutbarkeit nicht gegeben ist.

A hat zudem mit Gefahrabwendungswillen gehandelt.

Die Verletzung des B ist damit nach § 35 entschuldigt.

4. Ergebnis
A hat sich nicht wegen einer Körperverletzung gem. § 223 Abs. 1 gegenüber B strafbar gemacht.

III. Strafbarkeit gem. § 303 Abs. 1 – Sachbeschädigung des L

Indem er L mit dem Pfefferspray traf, könnte sich A wegen einer Sachbeschädigung gem. § 303 Abs. 1 strafbar gemacht haben.

1. Tatbestand
a) Objektiver Tatbestand
A müsste eine fremde Sache beschädigt haben. Daher müsste L eine Sache sein. Gem. § 90 a S. 1 BGB sind Tiere keine Sachen. Auf sie sind, S. 3, die für Sachen geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden. Demzufolge ließe sich § 303 anwenden. Möglicherweise ist der strafrechtliche Sachbegriff ist strafrechtsautonom zu bestimmen und nach dem Zweck des StGB auszulegen
, dafür sprechen z. B.: § 324a StGB, § 325 ff StGB. Damit kommen beide Ansichten zur Anwendbarkeit des § 303.
Der im Eigentum des B stehende L ist zudem für A fremd. L ist demnach taugliches Tatobjekt. Fraglich ist, ob das Verhalten des A bereits als Beschädigung des L im Sinne des § 303 Abs. 1 anzusehen ist. Eine Beschädigung ist eine nicht ganz unerhebliche Verletzung der Substanz, durch welche die Brauchbarkeit der Sache zu ihrem bestimmten Zweck beeinträchtigt wird.
 Dabei bleiben geringfügige Substanzbeeinträchtigungen jedoch ebenso außer Betracht wie solche, die sich ohne nennenswerten Aufwand an Mühe, Zeit und Kosten alsbald beheben lassen.
 L wurde an seinen Augen geschädigt, dies stellt einen vom Normalzustand des Tieres abweichenden Zustand dar. Hierdurch waren mehrmalige tierärztliche Behandlungen notwendig. Demnach wurde L an seiner Substanz nicht geringfügig verletzt. A hat demnach den objektiven Tatbestand des § 303 Abs. 1 erfüllt.

b) Subjektiver Tatbestand
A hat diesen Erfolg auch als unvermeidbar vorhergesehen. Damit hat er insoweit mit dolus directus 2. Grades gehandelt. Der subjektive Tatbestand ist erfüllt.

2. Rechtswidrigkeit
Zu klären ist, ob das Handeln des A auch rechtswidrig war.

a) Notwehr

Die Beschädigung des Hundes durch A könnte durch Notwehr gem. § 32 gerechtfertigt sein. Fraglich ist, ob die Beschädigung des im Eigentum eines Dritten stehenden Hundes als „Verteidigung” gegen den von G ausgehenden gegenwärtigen und rechtswidrigen Angriff angesehen werden kann. Grundsätzlich ist die Notwehr nur dann ein legitimes Mittel, wenn sie sich gegen Rechtsgüter des Angreifers richtet.
 Danach käme für A in Bezug auf die Beschädigung des L ein Notwehrrecht nicht in Frage.

b) Aggressiver Notstand

In Betracht könnte jedoch eine Rechtfertigung gem. § 904 BGB, aggressiver Notstand, kommen. Voraussetzung ist, dass die bereits bejahte Gefahrenlage nicht anders abwendbar war. A hatte keine andere Möglichkeit, als das Pfefferspray in Richtung des G zu sprühen und dabei auch L zu beschädigen. Die Gefahr war daher nicht anders abwendbar.

Ferner müsste der drohende Schaden, die Verletzung des A, gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigentümer entstehenden Schaden unverhältnismäßig groß sein. Gegenüber der Beschädigung des L überwiegt die drohende Verletzung des A deutlich.

A hat auch mit Rettungswillen gehandelt. A ist somit gem. § 904 BGB gerechtfertigt.

3. Ergebnis

A hat sich nicht wegen Sachbeschädigung gem. § 303 Abs. 1 strafbar gemacht.

V. Gesamtergebnis
A hat sich nicht strafbar gemacht. (Ein Ergebnis bitte immer formulieren [Zeiteinteilung üben!]. Gegebenenfalls vorher die Konkurrenzen erörtern!)
Frage 2 - Einschränkung der Auslegung des Merkmals der Heimtücke
Die absolute Strafdrohung der lebenslangen Freiheitsstrafe wird dem Rechtsstaatsprinzip und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nur gerecht, wenn gewährleistet ist, dass sie auf Tötungsfälle von besonders verwerflichem Charakter beschränkt bleibt und dass diese Bestrafung des Täters im Verhältnis zur Schwere sowie zum Schuldgehalt seiner Tat angemessen ist (BVerfGE 45, 187; 50, 5).

Eingrenzungsversuche:

∙ Feindselige Willensrichtung (st. Rspr. seit BGHSt 30, 119; 37, 376 f.; LK-Jähnke § 211 Rn. 41 f.).

· Es muss ausgeschlossen sein, dass der Täter zum vermeintlich Besten des Opfers handeln wollte, z.B. aus tiefem Mitleid.

∙ Rechtsfolgenlösung des Großen Senats (BGHSt 30, 105 = 3. Türkenfall):

Von der lebenslangen Freiheitsstrafe kann abgesehen werden, wenn wegen außergewöhnlicher Umstände von schuldmindernder Bedeutung die Verhängung einer lebenslangen Freiheitsstrafe unverhältnismäßig wäre und keine gesetzliche Strafmilderungsmöglichkeit eingreift, die den Weg zu einer zeitigen Freiheitsstrafe eröffnen würde (zu den Problemen siehe oben).

∙ Besonders verwerflicher Vertrauensbruch als zusätzliche Voraussetzung (Blei, BT S. 25; Schönke/Schröder-Eser, § 211 Rn. 26 m. w. N.; Hassemer, JuS 1971, 630; Otto, JR 1991, 383; Schmidhäuser, JR 1978, 265, 270).

· Missbrauch sozial-positiver Vertrauensmuster.

· Keine Heimtücke beim Ausnutzen des bloßen Überrauschungsmoments.
∙ Besondere Berücksichtigung des Elements der „Tücke“:

· Ausnutzen der Arg- und Wehrlosigkeit muss danach vom „tückisch-verschlagenen Vorgehen“ geprägt sein (vgl. Wessels/Hettinger, BT 1, Rn. 108).

  Lehre von der negativen Typenkorrektur:

Danach soll bei Vorliegen eines jeden Mordmerkmals geprüft werden, ob „aufgrund einer Gesamtwürdigung unter Berücksichtigung der Persönlichkeit des Täters und aller Tatumstände die Tötung als besonders verwerflich erscheint“ (vgl. die Nachweise bei Schönke/Schröder-Eser,  § 211 Rn. 10).

*	§§ ohne Gesetzesangabe sind (im Folgenden) solche des StGB.


�	Sch/Sch-Eser/Sternberg-Lieben, § 223 Rdn. 3; Wessels/Hettinger, BT 1, Rdn. 255.


�	Fischer, § 223 Rdn. 6.	


�	BGHSt 3, 109; 14, 152 (154); 30, 375 (377); NStZ 2007, 95.


�	BGHSt 4, 125 (127); LK-Lilie, § 224 Rdn. 19; Wessels/Hettinger, BT 1, Rdn. 273.


�	Jescheck/Weigend, AT, S. 293; Gropp, AT, § 5 Rdn. 60.


�	RGSt 21, 168 (170); Sch/Sch-Perron, § 32 Rdn. 3; LK-Rönnau/Hohn, § 32 Rdn. 10.


�	SK-Günther, § 32 Rdn. 67.


�	Wessels/Beulke, AT, Rdn. 331.


�	Sch/Sch-Perron, § 32 Rdn. 34.


�	SK-Günther, § 32 Rdn. 95.


�	Wessels/Beulke, AT, Rdn. 337.


�	BGHSt 2, 111 (114); Fischer, § 32 Rdn. 15; Welzel, Lehrbuch, S. 86.


�	Sch/Sch-Perron, § 32 Rdn. 63.


�	Rohrer, JA 1986, 363 (364 ff.).


�	Jescheck/Weigend, AT, S. 298.


�	BGHSt 5, 245 (248); Sch/Sch-Perron, § 32 Rdn. 31.


�	Lackner/Kühl, § 32 Rdn. 18; Gropp, AT, § 6 Rdn. 100.


�	Fischer, § 34 Rdn. 3 ff.


�	Sch/Sch-Perron, § 34 Rdn. 20.


�	Sch/Sch-Perron, § 35 Rdn. 20; SK-Rudolphi, § 35 Rdn. 17.


�	Sch/Sch-Perron, § 35 Rdn. 20.


22	RGSt 32, 179; Fischer, § 242 Rn 3.


�	RGSt 43, 204 (205); RGSt 66, 205.


� 	Sch/Sch-Stree/Hecker, § 303 Rn. 9.


�	RGSt 58, 27 (29); Sch/Sch-Perron, § 32 Rdn. 31.
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